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OSZE: Gabriel betont Konfliktlösungspotenzial von Religionen 

Wiener Sozialethikerin zieht im "Kathpress"-Interview Resümee ihrer Amtszeit als OSZE-
Sonderbeauftragte im Jahr 2017 - "Religionen können Konflikte verschärfen, aber sie haben 
auch ein beachtliches Potenzial, zu Friedensprozessen beizutragen" 

Wien, 16.02.2018 (KAP) Für eine stärkere Beteili-
gung von Kirchen und Religionsgemeinschaften 
bei der Lösung internationaler Konflikte hat sich 
die Wiener Sozialethikerin Prof. Ingeborg Gabri-
el ausgesprochen. Gabriel war 2017 OSZE-Son-
derbeauftragte im Kampf gegen Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung, mit 
Fokus auf Christen und Angehörige anderer Reli-
gionen. Im Interview der Nachrichtenagentur 
"Kathpress" zog sie ein Resümee ihrer Mission. 
Religion aus dem öffentlichen Raum zu drängen 
ist für Gabriel der falsche Weg. Von der heimi-
schen Bundesregierung wünscht sie sich mehr 
Engagement für Minderheiten und Frieden im 
Nahen Osten und auf dem Balkan. 
 Der OSZE mit Sitz in Wien gehören 57 
Staaten an. Sie umfasst vor allem europäische 
Länder, aber auch die Staaten Zentralasiens, die 
USA und Kanada. Dazu kommen elf Partnerstaa-
ten, die meisten in Nordafrika. Gegründet wurde 
die OSZE im Zuge des Ost-West-Konflikts durch 
die Helsinki-Verträge 1975, die wesentlichen Ein-
fluss auf die weitere Entwicklung in Europa hat-
ten. 
 Die Organisation hat drei Aufgabenberei-
che, einen politisch-militärischen, mit Feldmissi-
onen etwa in der Ukraine oder im Kosovo, eine 
Umwelt- und Wirtschafts-Dimension und die so-
genannte menschliche Dimension, die sich mit 
Menschenrechtsfragen befasst. Ihr sind drei Son-
derbeauftragte gegen Antisemitismus (derzeit 
der US-Rabbiner Andrew Baker), Antiislamismus 
(derzeit der türkische Historiker und Religions-
wissenschaftler Prof. Bülent Senay) und - als 
drittes Mandat - einer gegen Rassismus und Dis-
kriminierung von Christen und Angehörigen an-
derer Religionen zugeordnet.   
 Als OSZE-Sonderbeauftragte für dieses 
dritte Mandat nahm Gabriel an einer Reihe von 
internationalen Menschenrechtskonferenzen - 
von Jerewan bis Athen - teil und verfasste u.a. 
zahlreiche Berichte. Sie arbeitete eng mit dem 
OSZE-Büro für demokratische Institutionen und 
Menschenrechte (ODIHR) zusammen, das seinen 
Sitz in Warschau hat, sowohl in Fragen der Reli-
gionsfreiheit, als auch für Maßnahmen gegen 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, z. B. auch 

im Bereich der Diskriminierung von Roma. Die 
Herausforderungen in allen diesen Bereichen - 
so Gabriel - nehmen ganz offensichtlich in der 
gesamten Region zu. Vor allem die Bekämpfung 
gegen Hass im Internet sei wichtig, ein Problem, 
dem sich auch die OSZE verstärkt widmet. Letz-
terem könnte man wohl am besten entgegenwir-
ken, indem man die Anonymität im Netz ein-
schränkt, so die Ethikerin.  
 Da in Zukunft die Pluralität in den euro-
päischen Gesellschaften noch zunehmen wird, 
komme dem Thema Religionsfreiheit bzw. dem 
Zusammenspiel und Zusammenleben verschie-
dener Religionen künftig noch mehr Aufmerk-
samkeit zu. Für Gabriel wäre es kontraproduk-
tiv, wenn der neue religiöse Pluralismus zur Ver-
drängung der Religionen aus dem öffentlichen 
Raum führen würde. Diese sollten vielmehr in 
die gesellschaftlichen Debatten einbezogen wer-
den, bzw. sich aktiv einbringen. Ein solches ko-
operatives Zusammenspiel von Staat und Religi-
on sei besser geeignet, die Herausforderung 
durch Pluralität zu bewältigen, als ein Tren-
nungssystem in laizistischer Tradition, zeigte 
sich Gabriel überzeugt. 
 Sie erinnerte in diesem Zusammenhang 
an ein Urteil des Europäischen Gerichtshofes 
(EuGH) vom vergangenen Frühjahr, das es Be-
trieben erlaubt, religiöse Symbole bei ihren Mit-
arbeitern zu verbieten. Eine derartige "Verdrän-
gung von religiösen Symbolen aus der Öffent-
lichkeit" kann kein Ziel sein, war Gabriel ge-
meinsam mit Rabbi Baker und Professor Senay 
schon damals einer Meinung. 
 Auch eine fundierte Debatte über die 
mögliche Rolle religiöser Organisationen bzw. 
Gemeinschaften innerhalb internationaler Orga-
nisationen sei wichtig, so die Theologin. Religiö-
se Gemeinschaften seien in vielen Ländern die 
zahlenmäßig größten und oft auch wichtigsten 
Akteure der Zivilgesellschaft und hätten damit 
großen Einfluss auf Frieden und Wohlfahrt. Es 
sei daher wichtig, Vertreter von Religionen auch 
auf internationaler Ebene, wie der OSZE, einzu-
binden, wie dies durch die drei Sonderbeauf-
tragten geschieht, so Gabriel: "Religionen kön-
nen Konflikte verschärfen, aber sie haben auch 
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ein beachtliches Potenzial, zu Friedensprozessen 
beizutragen." Schließlich seien sie mit großen 
Teilen der Bevölkerung in direktem Kontakt. 
Dies sollte genutzt werden. 
  
Vielzahl an Problemregionen 
Die Situation innerhalb der einzelnen Länder 
der OSZE sei höchst unterschiedlich, resümierte 
Gabriel. Die Menschenrechtssituation sei in vie-
len zentralasiatischen Ländern, aber auch in der 
Türkei problematisch, der Konflikt in der Ukrai-
ne führe zu Spannungen zwischen den orthodo-
xen Kirchen. Initiativen hab es während ihrer 
Mandatszeit aber beispielsweise auch wegen der 
schlechten Situation der Zeugen Jehovas in Russ-
land gegeben. Auch in Bosnien-Herzegowina, ei-
nem der Länder, in denen Gabriel für eine OSZE 
Mission mehrere Tage verbrachte, sei die Situa-
tion der religiös-ethnischen Minderheiten oft 
schwierig.  
  
Mehr Sensibilität für Religionsfreiheit 
Einer der dornigen Bereiche, mit dem sich die 
Wiener Ethikerin in ihrer Arbeit auseinanderset-
zen musste, sei die Anerkennung religiöser Ver-
folgung bei Asylwerbern, wie sie unterstrich. Ga-
briel erinnerte an den Fall einer Christin aus 
dem Iran, deren Asylantrag in Schweden abge-
lehnt wurde, obwohl ihr in ihrer Heimat aus re-
ligiösen Gründen Gefängnis wenn nicht Schlim-
meres drohte. Ungarn habe der Frau schließlich 
medienwirksam Asyl angeboten. Migration brin-
ge hier neue Herausforderungen mit sich, u. a. 
die Frage, wann und wie religiöse Verfolgung als 
Asylgrund anzuerkennen ist. Dazu brauche es 
auch in säkularen Staaten eine hohe Sensibilität 
für Fragen der Religion und der Religionsfrei-
heit, die manchmal nicht vorhanden sei, so Gab-
riel.   
 Der Nahe Osten und die lebensbedrohli-
che Lage christlicher Minderheiten in dieser 
Region sei zwar nur indirekt Teil ihres Mandats 
gewesen, sie sei jedoch in ihrer Funktion einge-
laden worden, aktiv an mehreren Konferenzen 
teilzunehmen, berichtete Gabriel weiter. Leider 
sei der Einsatz der liberalen westeuropäischen 
Demokratien gegen Diskriminierung und Verfol-
gung von Christen im Nahen Osten zu gering, 
monierte die Ethikerin. Die Führungsrolle falle 
daher Ländern wie Ungarn und Russland zu.  
 Die ungarische Regierung fahre aber in 
Sachen Asyl und Umgang mit Flüchtlingen einen 
menschenrechtlich bedenklichen Kurs und pro-

filiere sich zugleich als Verteidigerin der christli-
chen Minderheiten im Nahen Osten, die sie stark 
finanziell unterstützt. Letzteres sei an sich 
höchst willkommen, doch "die Menschenrechte 
sind unteilbar", so der kritische Befund Gabriels. 
  
Wünsche an die Bundesregierung 
Im Blick auf die neue österreichische Bundesre-
gierung wünscht sich Gabriel, dass sie ihr Enga-
gement für Minderheiten im Nahen Osten, aber 
auch für den Frieden am Balkan verstärkt. Ös-
terreich habe in beiden Regionen traditionell 
eine anerkannte Stellung und könnte entspre-
chend eine stärkere Vermittlerrolle in zahlrei-
chen Konflikten wahrnehmen. Das Ziel sollte 
sein, positive Entwicklungen zu verstärken; etwa 
die Bewegung für gleiche Bürgerrechte für An-
gehörige aller Religionen ("equal citizenship").  
 Wesentlich sei auch angesichts wachsen-
der Pluralität die Einbindung der Zivilgesell-
schaft einschließlich der Religionsgemeinschaf-
ten, um den interreligiösen und interkulturellen 
Dialog zwischen allen Moderaten - Gabriel 
sprach von "Menschen guten Willens" - zu för-
dern. Begegnungen zwischen Menschen führen 
meist zum Abbau von Vorurteilen. "Wir müssen 
in der gegenwärtigen Situation voneinander ler-
nen und zugleich lernen, besser mit einander 
umzugehen."  
  
OSZE wird unterschätzt 
Zur Frage, wie sie die Effizienz der OSZE bewer-
tet, meinte Gabriel, dass internationale Organi-
sationen vielfach unterschätzt würden. Zwar ge-
be es bürokratische Zersplitterung, z. B. durch 
die Aufteilung in Vorsitz (wechselt jährlich), Sek-
retariat (in Wien) und Menschenrechtsabteilung 
(ODIHR in Warschau). Doch sei die OSZE ein 
wichtiges Forum für formelle und informelle 
Kontakte gerade auch angesichts politischer 
Spannungen, sie fördere zivilgesellschaftliches 
Engagement und beobachte Wahlen in der Regi-
on. 
 Die Arbeit der gegenwärtig 15 OSZE-Feld-
missionen, etwa in der Ostukraine, im Kosovo 
oder in Moldawien, trage wesentlich zur Siche-
rung des Friedens bei. "Wenn es solche Missio-
nen nicht gäbe, wäre die Lage vor Ort noch viel 
schlechter", so Gabriel. Das Monitoring von Kon-
flikten und die damit erzeugte Öffentlichkeit 
hätten zwar ihre Grenzen, seien aber trotzdem 
wertvoll zur Konflikteindämmung. Oft gehe es 
einfach darum, dass einige Tausend Menschen 
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in einer Krisenregion wieder mit Strom oder 
Wasser versorgt würden. Gabriel: "Das sind 
kleine diplomatische Siege, die jedoch für das 

Leben der Betroffenen wichtig und daher nicht 
zu unterschätzen sind." 

  

Kardinal Erdö betont Bedeutung der Religion für modernen Staat 

Erzbischof von Budapest warnt bei Vortrag in Wien vor dem Schwächeln der anthropologi-
schen Grundlagen der Demokratie in der westlichen Welt 

Wien, 16.02.2018 (KAP) Der ungarische Primas 
Kardinal Peter Erdö hat die Bedeutung der Ver-
bindung von Recht und einer aus Weltanschau-
ung und Religion gespeisten Moral für die Be-
wältigung der gesellschaftlichen Probleme in 
modernen Staaten hervorgehoben. Bei einer 
Veranstaltung der Arbeitsgemeinschaft Katholi-
scher Gefängnisseelsorger Österreichs in Wien 
zum Thema "Religion in einer säkularen Gesell-
schaft" verwies der Erzbischof von Esztergom-
Budapest am Donnerstagabend in Wien auf die 
Gefahren eines moralischen Relativismus und 
betonte die Notwendigkeit der Rolle der Kirche 
in einem säkularen Staat. 
 Beispiel dafür seien die Länder der ehe-
mals kommunistischen Welt, besonders der So-
wjetunion. Nach dem Zusammenbruch des Sys-
tems, das Religion und Moral durch eine marxis-
tisch-leninistische Ideologie ablösen wollte, sei 
ein "kulturelles und ethisches Vakuum" entstan-
den, das das Funktionieren von Staat und Recht 
bedrohte, schilderte der Kardinal. Es sei daher 
verständlich, so Erdö, wenn politische Führer in 
einigen dieser Länder heute "die relativistischen 
Ideologien als weniger attraktiv sehen und statt-
dessen eher versuchen, die kulturellen und reli-
giösen Grundlagen der Gesellschaft neu zu er-
richten". 
  
Erschüttertes Vertrauen 
Ohne Grundlage im Naturrecht und ohne (religi-
öse) Weltanschauung, sei es "schwierig für die 
Organe eines Staates zu entscheiden, was für 
den Menschen gut ist", sagte Erdö. "Wenn man 
die Idee eines Naturrechts aufgibt, und wenn der 
Glaube an die Rationalität der Welt geschwächt 
wird, stellt sich die Frage, worauf das Recht und 
die Gesetze gegründet sind." Folge sei das in ei-
nigen Ländern zu beobachtende "bedauerliche" 
jedoch "verständliche" Phänomen der "Erschüt-
terung des Vertrauens" in Recht und Staat. Dies, 
so der Kardinal, treffe vor allem dann zu, "wenn 
man abweichend von der christlichen, eher op-
timistischen Sichtweise nicht daran glaubt, dass 

die Menschen fähig sind, die objektiven Richtli-
nien des richtigen Verhaltens aus der Welt allein 
zu erkennen". Auch die Mehrheit könne "falsche 
oder schädliche Entscheidungen treffen, beson-
ders wenn auch der Begriff des Gemeinwohls 
unsicher ist". 
 Erdö erinnerte, dass Gesellschaften jahr-
hundertelang mit dem Verständnis regiert wur-
den, dass das Moralgesetz auf transzendenten 
Realitäten basierte. "Eine gewisse organische 
Verbindung von Recht, Moral und Religion ist 
den westlichen Gesellschaften bis zur Zeit der 
Aufklärung charakteristisch geblieben", sagte 
der Kardinal. Auch in den danach entstandenen 
aufklärerischen Vorstellungen mit der Berufung 
auf ein aus menschlichem Verstand erkennbares 
Naturrecht, habe es eine "weltanschauliche Legi-
timation" der Gesetze geben, die in dieser Hin-
sicht der jüdisch-christlichen Auffassung von 
Moral noch ziemlich nahe gewesen sei.  
 Ab dem 19. Jahrhundert jedoch hätte die 
Naturrechtsidee ihre Überzeugungskraft für vie-
le verloren, damit erfolgte die Trennung des 
Rechts von der natürlichen Moral. "Damit wird 
das Verhältnis der Religion, der Kirche und so-
gar der Weltanschauung zum Staat im Grunde 
genommen ein Problem."  
 Die Trennung habe teils zu schrecklichen 
Missbräuchen geführt, erinnerte Erdö an die Zeit 
des Nationalsozialismus. Sichtbar sei dies etwa 
in den nach dem Krieg geführten Nürnberger 
Prozessen geworden, wo es nicht einfach gewe-
sen sei, Angeklagte, die nach "geltenden, aber 
unmoralischen Rechtsnormen gehandelt" hat-
ten, zu verurteilen. 
  
Schwankende Demokratie-Grundlagen 
Zum Funktionieren des Rechts braucht es welt-
anschauliche und ethische Grundlagen, die in 
der Gesellschaft in relativ breiten Kreisen ange-
nommen sind, betonte Erdö. Die historische Er-
fahrung lehre, dass der Staat mit bloßen Macht-
mitteln solche Grundlagen nicht selber schaffen 
könne, meinte er mit Blick auf die ehemals kom-


